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1. Gesetzgeber einigt sich bei der Re-
form des Erbschaft- und Schenkung-
steuerrechts 
 
Der Bundesrat hat am 14.10.2016 der 
Reform der Erbschaft- und Schenkung-
steuer zugestimmt. Inwieweit diese Neure-
gelungen den Anforderungen des Bun-
desverfassungsgerichts entsprechen, wird 
sich erst zeigen müssen. Hier die Rege-
lungsinhalte im Einzelnen in Kurzform: 
 
1. Verschonungsregeln: Wie bisher wird 
das begünstigte Betriebsvermögen nach 
Wahl des Erwerbers zu 85 % oder zu  
100 % von der Erbschaft- und Schenkung-
steuer befreit, wenn bestimmte Vorausset-
zungen erfüllt sind: 
 

Entscheidet sich der Erwerber für die Ver-
schonung in Höhe von 85 % des begüns-
tigten Vermögens, muss er den Betrieb 
mindestens 5 Jahre fortführen 
(Behaltensfrist) und nachweisen, dass die 
Lohnsumme innerhalb dieser Zeit nach 
dem Erwerb insgesamt 400 % der Aus-
gangslohnsumme nicht unterschreitet 
(Lohnsummenregelung). Bei der Wahl der 
vollständigen Befreiung von der Erb-
schaftsteuer zu 100 % muss der Erwerber 
die Behaltensfrist von 7 Jahren einhalten 
und nachweisen, dass er insgesamt die 
Lohnsumme von 700 % in dieser Zeit nicht 
unterschreitet (Lohnsummenregelung). 
 
2. Kleine Unternehmen: Betriebe mit bis 
zu 20 Beschäftigten waren bisher von der 
Lohnsummenregelung unabhängig von 
ihrer Größe gänzlich ausgenommen. In 
Zukunft soll gelten: 

 
Beschäftigte im Betrieb Verschonung 5 Jahre 

Lohnsumme mindestens: 
Verschonung 7 Jahre 
Lohnsumme mindestens: 

bis zu 5 keine Prüfung keine Prüfung 
6 bis 10 250 % 500 % 

11 bis 15 300 % 565 % 
ab 16 400 % 700 % 
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3. Begünstigtes Vermögen: Zum Be-
triebsvermögen zählt alles, was der Be-
trieb braucht, wie z. B. Maschinen oder 
Fabrikhallen. Grundsätzlich nicht zum Be-
triebsvermögen zählt dagegen Verwal-
tungsvermögen – zum Beispiel Gebäude, 
die an Dritte vermietet wurden, oder Bar-
geld. Anders als Betriebsgrundstücke und 
Maschinen wird Verwaltungsvermögen 
nicht steuerlich verschont. 
 
· Eine Komplettverschonung zu 100 % ist 

nur möglich, wenn der Anteil an dem im 
Betriebsvermögen enthaltenen Ver-
waltungsvermögen 20 % nicht über-
steigt. 

· Geld und geldwerte Forderungen (Fi-
nanzmittel) können zu 15 % zum steu-
errechtlich begünstigten Vermögen ge-
rechnet werden, um die notwendige Li-
quidität des Unternehmens zu sichern. 
Damit sog. Cash-Gesellschaften ver-
mieden werden, muss das begünsti-
gungsfähige Vermögen des Betriebs 
oder der nachgeordneten Gesellschaf-
ten aber nach seinem Hauptzweck da-
zu dienen, gewerbliche Einkünfte, Ein-
künfte aus selbstständiger Arbeit oder 
Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft 
zu erzielen. 

· Überschreitet das nicht begünstigte 
Verwaltungsvermögen 90 % des ge-
samten Betriebsvermögens, wird die 
Verschonung von der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer ausgeschlossen. 

· Auch sämtliche Freizeit- und Luxusge-
genstände (Kunstgegenstände, Yach-
ten etc.), die typischerweise der priva-
ten Lebensführung dienen, werden 
nicht begünstigt, wenn der Handel mit 
diesen Gegenständen, deren Herstel-
lung oder Verarbeitung nicht der 
Hauptzweck des Gewerbebetriebs ist. 

 
4. Realistische Vermögensbewertung: 
Der beim sog. vereinfachten Ertragswert-
verfahren für die Bestimmung des Unter-
nehmenswerts maßgebliche Kapitalisie-
rungsfaktor wird angepasst. Der Kapitali-
sierungsfaktor, der multipliziert mit dem 
nachhaltig erzielbaren Jahresertrag den 
Unternehmenswert ergibt, wird von  
17,86 % auf 13,75 % abgesenkt. Das 
Bundesfinanzministerium wird dazu er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung den 

Kapitalisierungsfaktor an die Entwicklun-
gen der Zinsstrukturdaten anzupassen. 
 
5. Förderung von Investitionen: Mittel 
aus einem Erbe, die gemäß dem vorge-
fassten Willen des Erblassers innerhalb 
von 2 Jahren nach seinem Tod für Investi-
tionen in das Unternehmen getätigt wer-
den, werden ebenfalls steuerrechtlich be-
günstigt. Für Schenkungen gilt diese Re-
gelung nicht. 
 
6. Wertabschlag für Familienunterneh-
men: Viele Familienunternehmer unterlie-
gen im Gesellschaftsvertrag erheblichen 
Restriktionen bei der Entnahme von Ge-
winnen, bei der Übertragung von Beteili-
gungen oder im Falle des Ausscheidens 
aus dem Unternehmen. Für solche Unter-
nehmen ist ein Bewertungsabschlag von 
bis zu 30 % vorgesehen, wenn entspre-
chende Regelungen im Gesellschaftsver-
trag 2 Jahre vor dem Erbfall bzw. der 
Schenkung und 20 Jahre danach Bestand 
haben. Dazu muss die Satzung Bestim-
mungen enthalten, die die Entnahme oder 
Ausschüttung auf höchstens 37,5 % des 
Gewinns beschränken. 
 
7. Große Betriebsvermögen: Nach dem 
bisherigen Erbschaft- und Schenkung-
steuerrecht galten die Verschonungsre-
geln auch bei der Übertragung von großen 
Betriebsvermögen, ohne dass geprüft 
wird, ob es überhaupt einer Verschonung 
bedarf. 
 
Nunmehr ist ab einem begünstigten Ver-
mögen von 26 Mio. € pro Erwerber eine 
individuelle Verschonungsbedarfsprüfung 
oder alternativ ein Verschonungsab-
schlagsmodell vorgesehen. Bei der Ver-
schonungsbedarfsprüfung muss der Er-
werber nachweisen, dass er persönlich 
nicht in der Lage ist, die Steuerschuld aus 
sonstigem nicht betrieblichen, bereits vor-
handenem oder aus mit der Erbschaft 
oder Schenkung zugleich übergegange-
nem nicht begünstigtem Vermögen zu be-
gleichen. Genügt dieses Vermögen nicht, 
um die Erbschaft- oder Schenkungsteuer 
betragsmäßig zu begleichen, wird die 
Steuer insoweit erlassen. 
 
Als Alternative zur Verschonungsbedarfs-
prüfung ist ein Verschonungsabschlag 



 

 

möglich. Bei Vermögen über 26 Mio. € 
sinkt der Abschlag schrittweise, je höher 
das Betriebsvermögen ist. Der Verscho-
nungsabschlag verringert sich um einen 
Prozentpunkt für jede 750.000 €, die der 
Erwerb oberhalb der Prüfschwelle von 26 
Mio. € liegt. Bei Vermögen über 90 Mio. € 
entfällt jeder Abschlag. 
 
8. Erweiterte Stundungsregelung: Die 
Zahlung der Erbschaftsteuer darf nach 
dem Willen des Gesetzgebers die Exis-
tenz des Unternehmens nicht gefährden, 
auch wenn dem Steuerpflichtigen bei der 
Bedarfsprüfung kein Steuererlass gewährt 
wird. Daher wird ein Rechtsanspruch auf 
eine voraussetzungslose Stundung bis zu 
7 Jahren bei Erwerben von Todes wegen 
eingeführt. Die Stundung erfolgt für das 
erste Jahr zinslos und erstreckt sich auf 
die Steuer, die auf das begünstigte Ver-
mögen unabhängig von dessen Wert ent-
fällt. Danach erfolgt eine jährliche 6-%ige 
Verzinsung. Voraussetzung ist die Ein-
haltung der Lohnsummenregelung und der 
Behaltensfrist. 
 
9. Inkrafttreten: Das neue Recht gilt 
rückwirkend für sämtliche Erwerbe, die 
nach dem 30.6.2016 erfolgen. 
 
Anmerkung: Die Neuregelungen sind 
vielfältig und teilweise tückisch. Lassen 
Sie sich im Schenkungsfall und für den 
Erbfall intensiv beraten, bevor Sie die 
Weichen stellen! 
 
 
2. Bonusprogramm mindert nicht den 
Sonderausgabenabzug 
 
Erstattet eine gesetzliche Krankenkasse 
im Rahmen eines Bonusprogramms dem 
Krankenversicherten die von ihm getrage-
nen Kosten für Gesundheitsmaßnahmen, 
mindern diese Zahlungen nach einer Ent-
scheidung des Bundesfinanzhofs (BFH) 
vom 1.6.2016 nicht die als Sonderausga-
ben abziehbaren Krankenversicherungs-
beiträge. 
 
Bonuszahlung der Krankenkassen führen 
nicht dazu, dass sich an der Beitragslast 
der Versicherten zur Erlangung des Basis-
krankenversicherungsschutzes etwas än-
dert. Die Zahlung hat ihren eigentlichen 
Rechtsgrund in einer Leistung der Kran-

kenkasse, nämlich der Erstattung der von 
den Versicherten getragenen gesund-
heitsbezogenen Aufwendungen. Die Bo-
nuszahlung steht nicht im unmittelbaren 
Zusammenhang mit den Beiträgen zur 
Erlangung des Basiskrankenversiche-
rungsschutzes, sondern stellt eine Erstat-
tung der vom Steuerpflichtigen getragenen 
gesundheitsbezogenen Aufwendungen 
dar. 
 
Anmerkung: Mit diesem Urteil, das sich 
lediglich auf die Bonusvariante in Form 
einer Kostenerstattung bezieht, wider-
spricht der BFH ausdrücklich der Auffas-
sung der Finanzverwaltung, die in allen 
Krankenkassenleistungen aufgrund eines 
Bonusprogramms eine Beitragserstattung 
gesehen hat. 
 
 
3. Ortsübliche Miete im Fall der verbil-
ligten Überlassung von Wohnraum 
 
Häufig werden Wohnungen an Kinder oder 
Eltern zu günstigeren Mietpreisen als den 
ortsüblichen vermietet. Dabei gilt grund-
sätzlich zu beachten, dass Mietverträge 
wie unter Fremden üblich abgeschlossen 
und die Durchführung auch entsprechend 
erfolgen muss, wenn sie steuerlich be-
rücksichtigt werden sollen. Die durch die 
Vermietung bedingten Kosten können als 
Werbungskosten geltend gemacht wer-
den, wenn sie den Anforderungen des 
Einkommensteuergesetzes entsprechen. 
 
Seit dem Jahr 2012 gilt hier: Beträgt das 
Entgelt für die Überlassung einer Woh-
nung zu Wohnzwecken weniger als 66 % 
der ortsüblichen Marktmiete, so ist die 
Nutzungsüberlassung in einen entgeltli-
chen und einen unentgeltlichen Teil auf-
zuteilen. Entsprechend ist der Werbungs-
kostenabzug anteilig zu kürzen. Beträgt 
das Entgelt bei auf Dauer angelegter 
Wohnungsvermietung mindestens 66 % 
der ortsüblichen Miete, gilt die Wohnungs-
vermietung als entgeltlich – die Wer-
bungskosten können vollständig steuerlich 
angesetzt werden. 
 
In einem vom Bundesfinanzhof (BFH) am 
10.5.2016 entschiedenen Fall war zu klä-
ren, was unter „ortsübliche Miete“ zu ver-
stehen ist. Die Vorinstanz stellte fest, dass 
die Vergleichsmiete die ortsübliche Kalt-



 

 

miete und nicht die Warmmiete ist. Die 
Betriebskosten sind nicht in die Ver-
gleichsrechnung einzubeziehen. 
 
Das sah der BFH anders und stellte in 
seinem Urteil fest: Unter ortsüblicher 
Miete für Wohnungen vergleichbarer 
Art, Lage und Ausstattung ist die orts-
übliche Bruttomiete – d. h. die Kalt-
miete zuzüglich der nach der Betriebs-
kostenverordnung umlagefähigen Kos-
ten – zu verstehen. 
 
 
4. Rückwirkende Rechnungsberichti-
gung nach einer Entscheidung  des 
EuGH möglich 
 
Eine Rechnung, die nicht alle vom Um-
satzsteuergesetz geforderten Angaben 
enthält (im entschiedenen Fall die Um-
satzsteuer-Identifikationsnummer), kann 
berichtigt werden. Dafür sind die fehlen-
den Angaben durch ein Dokument, das 
spezifisch und eindeutig auf die Rechnung 
bezogen ist, nachzureichen. 
 
Die Berichtigung von Rechnungen wirkt  
jedoch nicht zurück, sondern für den Zeit-
raum, in welchem dem Leistungsempfän-
ger die berichtigte Rechnung übermittelt 
wird. Wird der Vorsteuerabzug – z. B. im 
Rahmen einer Außenprüfung – erst Jahre 
später versagt, führen Nachzahlungszin-
sen zu erheblichen finanziellen Belastun-
gen. 
 
Das Niedersächsische Finanzgericht hatte 
Zweifel, ob diese Praxis, den Vorsteuer-
abzug grundsätzlich erst im Zeitpunkt der 
Rechnungsberichtigung zuzulassen, mit 
dem Unionsrecht vereinbar ist, und hat die 
Frage dem Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) mit Beschluss vom 3.7.2014 vor-
gelegt. 
 
Der EuGH stellt dazu fest, dass das 
Grundprinzip der Mehrwertsteuerneutrali-
tät verlangt, dass der Vorsteuerabzug ge-
währt wird, wenn die materiellen Anforde-
rungen erfüllt sind, selbst wenn der Steu-
erpflichtige bestimmten formellen Bedin-
gungen nicht genügt hat. So muss nach 
dieser Entscheidung des EuGH die Rech-
nungsberichtigung mit Wirkung für die 
Vergangenheit zugelassen werden. 

 
Anmerkung: Das Urteil des EuGH steht 
im Widerspruch zum deutschen Recht, 
wonach bei der Berichtigung einer Rech-
nung das Recht auf Vorsteuerabzug erst 
zum Berichtigungszeitpunkt ausgeübt 
werden kann. Der EuGH bezieht sich in 
dieser Entscheidung nur auf die spätere 
Ergänzung der Rechnung um die in der 
Ursprungsrechnung nicht enthaltene 
Steuernummer oder USt-IdNr. Ob sich 
dieses Urteil auch auf andere fehlende 
oder fehlerhafte Rechnungsbestandteile 
übertragen lässt, ist damit grundsätzlich 
noch nicht entschieden. Hier könnte die 
Finanzverwaltung für Klarheit sorgen. 
 
 
5. Kapitalausstattung von GmbH soll 
verbessert werden 
 
Das Bundeskabinett hat am 14.9.2016 den 
„Gesetzentwurf zur Weiterentwicklung der 
steuerlichen Verlustverrechnung bei Kör-
perschaften“ beschlossen. Damit sollen 
die Rahmenbedingungen für die Kapital-
ausstattung und das weitere Wachstum 
von Kapitalgesellschaften verbessert wer-
den. Vor allem junge Unternehmen mit 
innovativen Geschäftsmodellen sollen – 
durch Verbesserung ihrer Finanzierungs-
möglichkeiten – profitieren. 
 
Seit 2008 ist die Nutzung von Verlustvor-
trägen nach einem Gesellschafterwechsel 
(Mantelkauf) eingeschränkt. Künftig soll 
die steuerliche Verrechnung von Verlusten 
bei Körperschaften neu ausgerichtet wer-
den. Unternehmen, die für ihre Finanzie-
rung auf die Neuaufnahme oder den 
Wechsel von Anteilseignern angewiesen 
sind, sollen jetzt nicht genutzte Verluste 
bei Anteilserwerben unter bestimmten Vo-
raussetzungen (sog. schädlicher Beteili-
gungserwerb) auf Antrag weiterhin steuer-
lich berücksichtigen können, sofern sie 
denselben Geschäftsbetrieb nach einem 
Anteilseignerwechsel fortführen. 
 
Das Gesetz soll rückwirkend zum 1.1.2016 
in Kraft treten. Der Antrag kann voraus-
sichtlich erstmals für nach dem 
31.12.2015 erfolgende Beteiligungser-
werbe gestellt werden. 
 

 



 

 

 
 
 
  

 Fälligkeitstermine  Fällig am 
  

Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, 
Soli-Zuschlag (mtl.) 
 

10.11.2016 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 
 15.11.2016 

Sozialversicherungsbeiträge 
 

28.11.2016 
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB  
 maßgeblich für die Berechnung 
 von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Äl tere Bas iszinssätze f i n den Sie im  Int ernet  unt er :  

ht tp: / /www .bu ndesb an k.d e/Bas iszinssatz  
 

    
 Verzugszinssatz 
 ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5 
Prozentpunkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern  

(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
 (abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozent-

punkte 
zzgl.  40 € Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2010 = 100) 

2016: September = 107,7; August= 107,6; Juli = 107,6; Juni = 107,3;  
Mai = 107,2; April = 106,9; März = 107,3; Februar = 106,5;  
Januar = 106,1 
2015: Dezember = 107,0; November = 107,1; Oktober = 107,0 
 

Äl tere Verbra ucherpr eis indizes  f i nd en Sie im  Intern et  unt er :   
ht tp: / /www .des t at i s .de -  Ko njun ktur indi kator en -  Verbr aucherpr e is inde x 

  
 

Alle Bei träge s ind nach bes tem W issen zusammengestel lt .  Eine Haf tung für deren Inhal t kann jedoch  
nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  
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